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Senatsverwaltung für Inneres, Digitalisierung und Sport

Herrn Abgeordneten Stefan Evers (CDU)
über
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

Antwort
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/10669
vom 18. Januar 2022
über Homophobie in Berlin – sicher in Vielfalt leben?
---------------------------------------------------------------------------------------------------------

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie
folgt:

1. Wie viele und welche homo- und transphoben Straftaten wurden in den Jahren 2020 und
2021 begangen, gegliedert nach Bezirken?

2. Wie hoch ist die Aufklärungsquote bei diesen Straftaten, wie viele Täter konnten ermittelt
werden?

Zu 1. und 2.:
Grundlage für die Beantwortung der Anfrage bildet der „Kriminalpolizeiliche
Meldedienst in Fällen Politisch motivierter Kriminalität“ (KPMD-PMK). Dabei
handelt es sich, anders als bei der „Polizeilichen Kriminalstatistik“ (PKS), um ei-
ne Eingangsstatistik, das bedeutet, der Fall wird sofort gezählt, wenn er be-
kannt wurde und nicht erst nach Abschluss der Ermittlungen. Die Fallzählung
erfolgt tatzeitbezogen, unabhängig davon, wann das Ermittlungsverfahren an
die Staatsanwaltschaft abgegeben wurde.

Die folgenden statistischen Angaben stellen keine Einzelstraftaten der Politisch
motivierten Kriminalität (PMK) dar. Bei der Darstellung handelt es sich um Fall-
zahlen.

Ein Fall bezeichnet jeweils einen Lebenssachverhalt in einem engen räumli-
chen und zeitlichen Zusammenhang mit identischer oder ähnlicher Motivlage,
unabhängig von der Zahl der Tatverdächtigen, Tathandlungen, Anzahl der
verletzten Rechtsnormen oder der eingeleiteten Ermittlungsverfahren.

Die Fälle der PMK unterliegen bis zum Abschluss der Ermittlungen - gegebe-
nenfalls bis zum rechtskräftigen Gerichtsurteil - einer fortlaufenden Bewertung
gemäß der angenommenen Tatmotivation. Neuere Erkenntnisse können
demgemäß zu einer Aktualisierung oder zu Änderungen führen. Darüber hin-
aus können Fälle der PMK auch erst nach dem Statistikschluss bekannt und

Senatsverwaltung fÜr Inneres, Digitalisierung und Sport

Herrn Abgeordneten Stefan Evers (CDU)
Über
den Prasidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

Über Senatskanzlei - G Sen -

Antwort
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/10669
vom l8. Januar 2022
Über Homophobie in Berlin — sicher in Vielfalt leben?

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie
folgt:

I. Wie viele und welche homo- und transphoben Straftaten wurden in den Jahren 2020 und
202l begangen, gegliedert nach Bezirken?

2. Wie hoch ist die Aufklörungsquote bei diesen Straftaten, wie viele Tater konnten ermittelt
werden?

Zu I. und 2.:
Grundlage fÜr die Beantwortung der Anfrage bildet der „Kriminalpolizeiliche
Meldedienst in Fallen Politisch motivierter Kriminalitat“ (KPMD-PMK). Dabei
handelt es sich, anders als bei der „Polizeilichen Kriminalstatistik“ (PKS), um ei-
ne Eingangsstatistik, das bedeutet, der Fall wird sofort gezahlt, wenn er be-
kannt wurde und nicht erst nach Abschluss der Ermittlungen. Die Fallzahlung
erfolgt tatzeitbezogen, unabhangig davon, wann das Ermittlungsverfahren an
die Staatsanwaltschaft abgegeben wurde.

Die folgenden statistischen Angaben stellen keine Einzelstraftaten der Politisch
motivierten Kriminalitat (PMK) dar. Bei der Darstellung handelt es sich um Fall-
zahlen.

Ein Fall bezeichnet jeweils einen Lebenssachverhalt in einem engen raumli-
chen und zeitlichen Zusammenhang mit identischer oder ahnlicher Motivlage,
unabhangig von der Zahl der Tatverdachtigen, Tathandlungen, Anzahl der
verletzten Rechtsnormen oder der eingeleiteten Ermittlungsverfahren.

Die Falle der PMK unterliegen bis zum Abschluss der Ermittlungen - gegebe-
nenfalls bis zum rechtskräftigen Gerichtsurteil - einer fortlaufenden Bewertung
gemaß der angenommenen Tatmotivation. Neuere Erkenntnisse können
demgemaß zu einer Aktualisierung oder zu Änderungen fÜhren. DarÜber hin-
aus können Falle der PMK auch erst nach dem Statistikschluss bekannt und

Senatsverwaltung fÜr Inneres, Digitalisierung und Sport

Herrn Abgeordneten Stefan Evers (CDU)
Über
den Prasidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

Über Senatskanzlei - G Sen -

Antwort
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/10669
vom l8. Januar 2022
Über Homophobie in Berlin — sicher in Vielfalt leben?

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie
folgt:

I. Wie viele und welche homo- und transphoben Straftaten wurden in den Jahren 2020 und
202l begangen, gegliedert nach Bezirken?

2. Wie hoch ist die Aufklörungsquote bei diesen Straftaten, wie viele Tater konnten ermittelt
werden?

Zu I. und 2.:
Grundlage fÜr die Beantwortung der Anfrage bildet der „Kriminalpolizeiliche
Meldedienst in Fallen Politisch motivierter Kriminalitat“ (KPMD-PMK). Dabei
handelt es sich, anders als bei der „Polizeilichen Kriminalstatistik“ (PKS), um ei-
ne Eingangsstatistik, das bedeutet, der Fall wird sofort gezahlt, wenn er be-
kannt wurde und nicht erst nach Abschluss der Ermittlungen. Die Fallzahlung
erfolgt tatzeitbezogen, unabhangig davon, wann das Ermittlungsverfahren an
die Staatsanwaltschaft abgegeben wurde.

Die folgenden statistischen Angaben stellen keine Einzelstraftaten der Politisch
motivierten Kriminalitat (PMK) dar. Bei der Darstellung handelt es sich um Fall-
zahlen.

Ein Fall bezeichnet jeweils einen Lebenssachverhalt in einem engen raumli-
chen und zeitlichen Zusammenhang mit identischer oder ahnlicher Motivlage,
unabhangig von der Zahl der Tatverdachtigen, Tathandlungen, Anzahl der
verletzten Rechtsnormen oder der eingeleiteten Ermittlungsverfahren.

Die Falle der PMK unterliegen bis zum Abschluss der Ermittlungen - gegebe-
nenfalls bis zum rechtskräftigen Gerichtsurteil - einer fortlaufenden Bewertung
gemaß der angenommenen Tatmotivation. Neuere Erkenntnisse können
demgemaß zu einer Aktualisierung oder zu Änderungen fÜhren. DarÜber hin-
aus können Falle der PMK auch erst nach dem Statistikschluss bekannt und



Seite 2 von 6

entsprechend gezählt werden. Deshalb kommt es sowohl unter- als auch
überjährig immer wieder zu Fallzahlenänderungen.

Es werden nur die Fälle gezählt, die gemäß den bundesweit verbindlichen
Verfahrensregeln zur Erhebung von Fallzahlen im Rahmen des KPMD-PMK für
Berlin statistisch zu zählen sind. Liegt der Tatort in einem anderen Bundesland,
wird der Fall dort statistisch gezählt.

Um das Motiv eines Falles auswertbar darzustellen, werden diesem bundes-
einheitlich verbindliche Themenfelder bzw. Unterthemen zugeordnet. So ist
zum Beispiel „sexuelle Orientierung“ ein Unterthema des Themenfeldes „Hass-
kriminalität“.
Um das Motiv detailliert darzustellen, können einem Fall mehrere Themenfel-
der beziehungsweise Unterthemen zugeordnet werden. So kann sich ein Fall
beispielsweise sowohl gegen die sexuelle Orientierung als auch gegen „Ge-
schlecht/sexuelle Identität“ richten. Aus diesem Grund wird ein Fall so oft ge-
zählt, wie ihm Themenfelder beziehungsweise Unterthemen zugeordnet wur-
den. Insofern kann die Summierung der Fallzahlen in den einzelnen Unterthe-
men dazu führen, dass das Ergebnis höher ist, als die eigentliche Fallzahl im
jeweiligen Phänomenbereich, da ein Fall unter Umständen mehrfach aufge-
führt sein kann. Transphobe Fälle können nicht gesondert ausgewiesen wer-
den, diese werden im Unterthema „Geschlecht/sexuelle Identität“ subsumiert.

Für das Jahr 2021 sind aufgrund des noch nicht erreichten Statistikschlusses
am 31. Januar 2022 bislang nicht alle relevanten Straftaten im Rahmen des
KPMD-PMK erfasst und bewertet worden. Aus diesem Grund liegen noch kei-
ne endgültigen Fallzahlen vor.
Die erfragten Daten können der Anlage 1 entnommen werden.

3. Wie viele Strafverfahren wurden im genannten Zeitraum mit diesem Bezug eingeleitet, wie
viele aus jeweils welchen Gründen eingestellt, wie viele Verurteilungen gab es?

Zu 3.:
Die angefragten Daten sind der Anlage 2 zu entnehmen.

4. Welche Erkenntnisse hat der Senat zur jeweiligen Motivationslage der Täter, insbesondere
hinsichtlich religiöser oder kultureller bzw. herkunftsbezogener Hintergründe?

Zu 4.:
Zu kulturellen bzw. herkunftsbezogenen Hintergründen liegen dem Senat kei-
ne statistischen Angaben vor. Im Jahr 2020 wurden 11 Tatverdächtige be-
kannt, die aus religiösen Gründen handelten (Zuordnung der Fälle zum Phä-
nomenbereich Politisch motivierte Kriminalität -religiöse Ideologie-). Im Jahr
2021 waren es sechs Tatverdächtige.

5. Wie schätzt der Senat die Anzeigebereitschaft der Opfer homo- und transphober Strafta-
ten ein und von welcher Dunkelziffer geht er aus?

Zu 5.:
Die Anzeigebereitschaft im Bereich der Straftaten, die sich gegen die sexuelle
Orientierung bzw. gegen das Geschlecht/die sexuelle Identität richten bzw.

enfsprechend gezöhlf werden. Deshdlb kommf es sowohl unfer— dls duch
überjöhrig immer wieder zu FdllZdhlenönderungen.

Es werden nur die Fölle gezöhlf, die gemöß den bundesweif verbindlichen
Verfdhrensregeln zur Erhebung von FdllZdhlen im Rohmen des KPMD-PMK für
Berlin sfdfisfisch zu zöhlen sind. Liegf der Tdforf in einem dnderen Bundeslond,
wird der Fdll dorf sfdfisfisch gezöhlf.

Um dds Ivlofiv eines Fdlles duswerfbdr ddrzusfellen, werden diesem bundes-
einheifIich verbindliche Themenfelder bzw. Unferfhemen zugeordnef. So isf
zum Beispiel „sexuelle Orienfierung“ ein Unferfhemd des Themenfeldes „Hdss-
krimindliföf“.
Um dds Ivlofiv defdillierf ddrzusfellen, können einem Fdll mehrere Themenfel-
der beziehungsweise Unferfhemen zugeordnef werden. So kdnn sich ein Fdll
beispielsweise sowohl gegen die sexuelle Orienfierung dls duch gegen „Ge-
schlechf/sexuelle Idenfiföf“ richfen. Aus diesem Grund wird ein Fdll so off ge-
zöhlf, wie ihm Themenfelder beziehungsweise Unferfhemen zugeordnef wur-
den. Insofern kdnn die Summierung der FdllZdhlen in den einzelnen Unferfhe—
men ddzu führen, ddss dds Ergebnis höher isf, dls die eigenfliche Follzohl im
jeweiligen Phönomenbereich, dd ein Fdll unfer Umsfönden mehrfdch dufge-
führf sein konn. Tronsphobe FöIIe können nichf gesonderf dusgewiesen wer-
den, diese werden im Unferfhemd „Geschlechf/sexuelle Idenfiföf“ subsumierf.

Für dds tr 202l sind dufgrund des noch nichf erreichfen Sfdfisfikschlusses
dm 31. Jonuor 2022 bisldng nichf dIIe reIevonfen Sfroffdfen im Rohmen des
KPIvID-PIvIK erfdssf und bewerfef worden. Aus diesem Grund liegen noch kei-
ne endgülfigen FdllZdhlen vor.
Die erfrdgfen Ddfen können der Anldge I enfnommen werden.

3. Wie viele Sfrdfverfdhren wurden im gendnnfen Zeifrdum mif diesem Bezug eingeleifef, wie
viele ous jeweils welchen Gründen eingesfellf, wie viele Verurfeilungen gob es?

Zu 3.:
Die dngefrdgfen Ddfen sind der Anldge 2 zu enfnehmen.

4. Welche Erkennfnisse hof der Senof zur jeweiligen Mofivofionsldge der Töfer, insbesondere
hinsichflich religiöser oder kulfureller bzw. herkunffsbezogener Hinfergründe?

Zu 4.:
Zu kulfurellen bzw. herkunffsbezogenen Hinfergründen liegen dem Sendf kei-
ne sfdfisfischen Angdben vor. Im tr 2020 wurden I I Tdfverdöchfige be-
konnf, die dus religiösen Gründen hdndelfen (Zuordnung der FöIIe zum Phö-
nomenbereich Polifisch mofivierfe Krimindliföf -religiöse Ideologie-). Im tr
202l woren es sechs Tdfverdöchfige.

5. Wie schöfzf der Sendf die Anzeigebereifschoff der Opfer homo- und fronsphober Sfroffo-
fen ein und von welcher Dunkelziffer gehf er dus2

Zu 5.:
Die Anzeigebereifschoff im Bereich der Sfroffdfen, die sich gegen die sexuelle
Orienfierung bzw. gegen dds Geschlechf/die sexuelle Idenfiföf richfen bzw.
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gerichtet haben, hat sich in den letzten Jahren in Berlin erhöht. Bewegte sich
die Zahl der Anzeigen im Jahr 2014 noch im unteren zweistelligen Bereich,
wurden im Jahr 2021 Anzeigen im mittleren dreistelligen Bereich erstattet.
Dennoch wird von einem überdurchschnittlich hohen Dunkelfeld ausgegan-
gen. Aufgrund der Historie im Zusammenhang mit der strafrechtlichen Verfol-
gung von Homosexuellen ist das Misstrauen der hier in Rede stehenden
Community gegenüber Strafverfolgungsbehörden nach wie vor sehr hoch.
Die Angst vor Diskriminierung, mangelnder Sensibilität und einem erzwunge-
nen Outing wirken sich in diesem Kontext negativ auf die Anzeigebereitschaft
aus.

6. Welche präventiven und zielgruppenspezifischen Strategien verfolgt der Senat, um homo-
und transphobe Straftaten möglichst wirksam zu unterbinden?

Zu 6.:
Bereits im Jahr 1992 wurde die Funktion der Ansprechpersonen für gleichge-
schlechtliche Lebensweisen in der Polizei Berlin eingerichtet. Sie haben das
Ziel, Straftaten gegen Lesben, Schwule, Bisexuelle sowie trans- und interge-
schlechtliche Menschen (LSBTI) durch vorbeugende Maßnahmen zu verhin-
dern und die Aufklärung begangener Straftaten zu erleichtern.

Durch die Ansprechpersonen für LSBTI der Polizei Berlin werden Flyer und Prä-
ventionsmaterialien entwickelt, z. B. zu den Themen „Gewalt gegen Lesben
und Schwule“, „Raub in Wohnung“, „Rücksichtsvolles Verhalten im Cruising-
gebiet“ sowie „Nothilfe und Beratungseinrichtungen“. Diese werden bei Prä-
ventionseinsätzen oder im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit verteilt und in Be-
ratungseinrichtungen ausgelegt.

Bei Großveranstaltungen von LSBTI, wie dem Lesbisch-Schwulen Stadtfest Ber-
lin in Schöneberg oder dem Parkfest Friedrichshain, sind die Ansprechperso-
nen regelmäßig mit einem Informationsstand vor Ort vertreten. Gemeinsam
mit den Präventionsbeauftragten der Abschnitte werden außerdem Präven-
tionseinsätze an Szenetreffpunkten oder in Lokalen durchgeführt. Zum Teil er-
folgen die Einsätze auch in Kooperation mit Opferhilfeeinrichtungen.

In LSBTI-Beratungseinrichtungen werden Veranstaltungen zum Umgang mit
Aggression und Gewalt in der Öffentlichkeit durchgeführt. In den vergange-
nen Jahren erfolgte des Weiteren die Beratung und Unterstützung von Prä-
ventionskampagnen von LSBTI-Projekten.

Darüber hinaus nehmen die Ansprechpersonen für LSBTI seit 2019 am „Arbeits-
kreis Trans- und Homophobie im Bezirk Neukölln“ teil. Hier werden gemeinsam
präventive Konzepte und Maßnahmen zur Vorbeugung homo- und transpho-
ber Straftaten erarbeitet und umgesetzt.

Im Rahmen der 215. Sitzung der Ständigen Konferenz der Innenminister und
-senatoren der Länder vom 1. bis 3. Dezember 2021 in Stuttgart wurde durch
die Senatsverwaltung für Inneres, Digitalisierung und Sport Berlin ein umfang-
reicher Beschlussvorschlag zur Bekämpfung homophober und transfeindlicher
Gewalt eingebracht. In dem Beschluss wurden Handlungsbedarfe formuliert,

gerichtet hoben, hdt sich in den letzten Johren in Berlin erhöht. Bewegte sich
die Zdhl der Anzeigen im tr 2014 noch im unteren zweistelligen Bereich,
wurden im tr 2021 Anzeigen im mittleren dreistelligen Bereich erstdttet.
Dennoch wird von einem Überdurchschnittlich hohen Dunkelfeld dusgegdn-
gen. Aufgrund der Historie im Zusdmmenhong mit der strofrechtlichen Verfol-
gung von Homosexuellen ist dds Misstrduen der hier in Rede stehenden
Community gegenüber Strofverfolgungsbehörden noch wie vor sehr hoch.
Die Angst vor Diskriminierung, mongelnder Sensibilität und einem erzwunge-
nen Outing wirken sich in diesem Kontext negdtiv ouf die Anzeigebereitschdft
ous.

6. Welche präventiven und zielgruppenspezifischen Strotegien verfolgt der Senot, um homo-
und tronsphobe Stroftdten möglichst wirksom zu unterbinden?

Zu 6.:
Bereits im tr 1992 wurde die Funktion der Ansprechpersonen für gleichge-
schlechtliche Lebensweisen in der Polizei Berlin eingerichtet. Sie hoben dds
Ziel, Stroftoten gegen Lesben, Schwule, Bisexuelle sowie trons- und interge-
schIechtliche Menschen (LSBTI) durch vorbeugende Mdßndhmen zu verhin-
dern und die Aufklärung begdngener Stroftdten zu erleichtern.

Durch die Ansprechpersonen für LSBTI der Polizei Berlin werden FIyer und Prä-
ventionsmoteriolien entwickelt, z. B. zu den Themen „Gewolt gegen Lesben
und Schwule“, „Rdub in Wohnung“, „Rücksichtsvolles Verholten im Cruising-
gebiet“ sowie „Nothilfe und Berotungseinrichtungen“. Diese werden bei Prä—
ventionseinsätzen oder im Rohmen der Öffentlichkeitsorbeit verteilt und in Be-
rotungseinrichtungen dusgelegt.

Bei Großveronstdltungen von LSBTI, wie dem Lesbisch-Schwulen Stddtfest Ber-
Iin in Schöneberg oder dem Porkfest Friedrichshdin, sind die Ansprechperso-
nen regelmäßig mit einem Informdtionsstdnd vor Ort vertreten. Gemeinsdm
mit den Präventionsbeouftrogten der Abschnitte werden dußerdem Präven-
tionseinsätze dn Szenetreffpunkten oder in Lokdlen durchgeführt. Zum Teil er-
folgen die Einsätze duch in Kooperotion mit Opferhilfeeinrichtungen.

In LSBTI-Berotungseinrichtungen werden Verdnstdltungen zum Umgdng mit
Aggression und Gewolt in der Öffentlichkeit durchgeführt. In den vergdnge—
nen Johren erfolgte des Weiteren die Berotung und Unterstützung von Prä-
ventionskompognen von LSBTI-Projekten.

Ddrüber hinous nehmen die Ansprechpersonen für LSBTI seit 2019 dm „Arbeits-
kreis Trdns- und Homophobie im Bezirk Neukölln“ teil. Hier werden gemeinsom
präventive Konzepte und Moßnohmen zur Vorbeugung homo- und tronspho-
ber Stroftoten erorbeitet und umgesetzt.

Im Rohmen der 215. Sitzung der Ständigen Konferenz der Innenminister und
-senotoren der Länder vom I. bis 3. Dezember 202l in Stuttgort wurde durch
die SendtsvenNdltung für Inneres, Digitdlisierung und Sport Berlin ein umfdng-
reicher Beschlussvorschlog zur Bekämpfung homophober und tronsfeindlicher
Gewolt eingebrocht. In dem Beschluss wurden Hondlungsbeddrfe formuliert,
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Die Angst vor Diskriminierung, mongelnder Sensibilität und einem erzwunge-
nen Outing wirken sich in diesem Kontext negdtiv ouf die Anzeigebereitschdft
ous.

6. Welche präventiven und zielgruppenspezifischen Strotegien verfolgt der Senot, um homo-
und tronsphobe Stroftdten möglichst wirksom zu unterbinden?

Zu 6.:
Bereits im tr 1992 wurde die Funktion der Ansprechpersonen für gleichge-
schlechtliche Lebensweisen in der Polizei Berlin eingerichtet. Sie hoben dds
Ziel, Stroftoten gegen Lesben, Schwule, Bisexuelle sowie trons- und interge-
schIechtliche Menschen (LSBTI) durch vorbeugende Mdßndhmen zu verhin-
dern und die Aufklärung begdngener Stroftdten zu erleichtern.

Durch die Ansprechpersonen für LSBTI der Polizei Berlin werden FIyer und Prä-
ventionsmoteriolien entwickelt, z. B. zu den Themen „Gewolt gegen Lesben
und Schwule“, „Rdub in Wohnung“, „Rücksichtsvolles Verholten im Cruising-
gebiet“ sowie „Nothilfe und Berotungseinrichtungen“. Diese werden bei Prä—
ventionseinsätzen oder im Rohmen der Öffentlichkeitsorbeit verteilt und in Be-
rotungseinrichtungen dusgelegt.

Bei Großveronstdltungen von LSBTI, wie dem Lesbisch-Schwulen Stddtfest Ber-
Iin in Schöneberg oder dem Porkfest Friedrichshdin, sind die Ansprechperso-
nen regelmäßig mit einem Informdtionsstdnd vor Ort vertreten. Gemeinsdm
mit den Präventionsbeouftrogten der Abschnitte werden dußerdem Präven-
tionseinsätze dn Szenetreffpunkten oder in Lokdlen durchgeführt. Zum Teil er-
folgen die Einsätze duch in Kooperotion mit Opferhilfeeinrichtungen.

In LSBTI-Berotungseinrichtungen werden Verdnstdltungen zum Umgdng mit
Aggression und Gewolt in der Öffentlichkeit durchgeführt. In den vergdnge—
nen Johren erfolgte des Weiteren die Berotung und Unterstützung von Prä-
ventionskompognen von LSBTI-Projekten.

Ddrüber hinous nehmen die Ansprechpersonen für LSBTI seit 2019 dm „Arbeits-
kreis Trdns- und Homophobie im Bezirk Neukölln“ teil. Hier werden gemeinsom
präventive Konzepte und Moßnohmen zur Vorbeugung homo- und tronspho-
ber Stroftoten erorbeitet und umgesetzt.

Im Rohmen der 215. Sitzung der Ständigen Konferenz der Innenminister und
-senotoren der Länder vom I. bis 3. Dezember 202l in Stuttgort wurde durch
die SendtsvenNdltung für Inneres, Digitdlisierung und Sport Berlin ein umfdng-
reicher Beschlussvorschlog zur Bekämpfung homophober und tronsfeindlicher
Gewolt eingebrocht. In dem Beschluss wurden Hondlungsbeddrfe formuliert,
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zu denen in einem unabhängigen Expertengremium aus Wissenschaft und
Praxis unter Einbindung von Fachverständigen aus der LSBTI-Gemeinschaft
Lösungs- und Handlungsansätze insbesondere zu folgenden Punkten erarbei-
tet werden sollen:

· Überprüfung bestehender Programme zur Aus- und Fortbildung bei den
Polizeien des Bundes und der Länder,

· weitere Sensibilisierung der Sicherheitsbehörden für die Opfer von ho-
mophober und transfeindlicher Gewalt,

· Überprüfung des Handlungsbedarfs unter Berücksichtigung der bereits
bestehenden Ansprechstellen in den Ländern hinsichtlich der standardi-
sierten Vermittlung von Opfern von LSBTI-gerichteter Gewalt von den
Polizeien des Bundes und der Länder an Beratungsstellen,

· Überprüfung der statistischen Erfassung von Fällen der Hasskriminalität
gegen LSBTI im KPMD-PMK, insbesondere hinsichtlich einer weiteren op-
ferbezogenen Ausdifferenzierung,

· Prüfung weiterer Maßnahmen zur Aufhellung des Dunkelfeldes,
· Verdeutlichung LSBTI-feindlicher Hintergründe von Straftaten in polizeili-

chen Veröffentlichungen,
· Überprüfung bestehender Ansätze zur Prävention der Polizeien des

Bundes und der Länder und anderer Träger.

7. Wie hoch ist der Anteil homo- und transphober Delikte, die im Bereich sozialer Netzwerke
bzw. des Internets verübt wurden?

Zu 7.:
Seit dem Jahr 2019 gilt der bundesweit verbindliche „Tatmittelkatalog zur KTA-
PMK“. Die Abkürzung KTA-PMK steht für „Kriminaltaktische Anfrage in Fällen
Politisch motivierter Kriminalität“. Jedem Fall werden so viele Tatmittel zuge-
ordnet, wie verwendet wurden. So werden beispielsweise bei einem Hasspos-
ting auf Facebook die Unterbegriffe „Internet“, „Soziales Netzwerk“ und
„Hassposting“ vergeben. Bei der statistischen Auswertung wird dieser Fall
dann in jeder Kategorie gezählt. Analog zur Zählung der Themenfelder und
Unterthemen sind auch hier bei einer Summierung dieser Kategorien die Fall-
zahlen höher, als die reine Fallzahl im jeweiligen Phänomenbereich.

Im Jahr 2020 wurden insgesamt 1.003 Fälle der PMK registriert, die im Internet
begangen wurden. 101 Fälle wurden den Unterthemen „sexuelle Orientie-
rung“ und/oder „Geschlecht/sexuelle Identität“ zugeordnet. Im Jahr 2021 wa-
ren es insgesamt 891 Fälle, davon 123 Fälle mit den Unterthemen „sexuelle
Orientierung“ und/oder „Geschlecht/sexuelle Identität“.

In sozialen Netzwerken wurden im Jahr 2020 insgesamt 426 Fälle der PMK re-
gistriert, von denen 60 Fälle den Unterthemen „sexuelle Orientierung“
und/oder „Geschlecht/sexuelle Identität“ zugeordnet wurden. Im Jahr 2021
waren es insgesamt 398 Fälle, davon 56 Fälle mit den Unterthemen „sexuelle
Orientierung“ und/oder „Geschlecht/sexuelle Identität“.

zu denen in einem unabhangigen Expertengremium aus Wissenschaff und
Praxis unfer Einbindung von Fachversfandigen aus der LSBTI-Gemeinschaff
Lösungs- und Handlungsansafze insbesondere zu folgenden Punkfen erarbei-
fef werden sollen:

. Überprüfung besfehender Programme zur Aus- und Forfbildung bei den
Polizeien des Bundes und der Lander,

. weifere Sensibilisierung der Sicherheifsbehörden für die Opfer von ho-
mophober und fransfeindlicher Gewalf,

. Überprüfung des Handlungsbedarfs unfer Berücksichfigung der bereifs
besfehenden AnsprechsfeIIen in den Landern hinsichflich der sfandardi-
sierfen Vermifflung von Opfern von LSBTI-gerichfefer Gewalf von den
Polizeien des Bundes und der Lander an Berafungssfellen,

. Überprüfung der sfafisfischen Erfassung von Fallen der Hasskriminalifaf
gegen LSBTI im KPIvID-PIvIK, insbesondere hinsichflich einer weiferen op-
ferbezogenen Ausdifferenzierung,

o Prüfung weiferer Maßnahmen zur Aufhellung des Dunkelfeldes,
o Verdeuflichung LSBTI-feindlicher Hinfergründe von Sfraffafen in polizeili-

chen Veröffenflichungen,
o Überprüfung besfehender Ansafze zur Pravenfion der Polizeien des

Bundes und der Lander und anderer Trager.

7. Wie hoch isf der Anfeil homo- und fransphober Delikfe, die im Bereich sozialer Nefzwerke
bzw. des Infernefs verübf wurden?

Zu 7.:
Seif dem Jahr 2019 gilf der bundesweif verbindliche „Tafmiffelkafalog zur KTA—
PIvIK“. Die Abkürzung KTA—PMK sfehf für „Kriminalfakfische Anfrage in Fallen
Polifisch mofivierfer Kriminalifaf“. Jedem Fall werden so viele Tafmiffel zuge-
ordnef, wie verwendef wurden. So werden beispielsweise bei einem Hasspos-
fing auf Facebook die Unferbegriffe „Infernef“, „Soziales Nefzwerk“ und
„Hassposfing“ vergeben. Bei der sfafisfischen Auswerfung wird dieser FaII
dann in jeder Kafegorie gezahlf. Analog zur Zöhlung der Themenfelder und
Unferfhemen sind auch hier bei einer Summierung dieser Kafegorien die FaII-
zahlen höher, als die reine Fallzahl im jeweiligen Phanomenbereich.

Im Jahr 2020 wurden insgesamf 1.003 Falle der PIvIK regisfrierf, die im Infernef
begangen wurden. IOI Falle wurden den Unferfhemen „sexuelle Orienfie-
rung“ und/oder „Geschlechf/sexuelle Idenfifaf“ zugeordnef. Im Jahr 202l wa-
ren es insgesamf 89l Falle, davon I23 Falle mif den Unferfhemen „sexuelle
Orienfierung“ und/oder „Geschlechf/sexuelle Idenfifaf“.

In sozialen Nefzwerken wurden im Jahr 2020 insgesamf 426 Falle der PIvIK re-
gisfrierf, von denen 60 Falle den Unferfhemen „sexuelle Orienfierung“
und/oder „Geschlechf/sexuelle Idenfifaf“ zugeordnef wurden. Im Jahr 202l
waren es insgesamf 398 Falle, davon 56 Falle mif den Unferfhemen „sexuelle
Orienfierung“ und/oder „Geschlechf/sexuelle Idenfifaf“.
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8. Welche Kenntnisse hat der Senat über die Entwicklung homo- und transphoben Mobbings
an Berliner Schulen und welche Schlüsse zieht er jeweils daraus?

Zu 8.:
Im Mai 2020 wurde der von der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und
Familie in Auftrag gegebene Ergebnisbericht zu einer Studie im Auftrag des
Berliner Abgeordnetenhauses vom 16.01.2015 (Drs. 17/1683 und 17/1991) zur
aktuellen Lebenssituation von lesbischen, schwulen, bisexuellen, trans- und
intergeschlechtlichen Jugendlichen in Berlin unter Berücksichtigung von Mehr-
fachdiskriminierung veröffentlicht. Die Studie zeigt weiterhin erhebliche Hand-
lungsbedarfe zum Abbau von Diskriminierungen von LSBTI Jugendlichen auf.
Neben der Einrichtung einer Fachstelle Queere Bildung zur Sicherung der
Qualität von Fortbildungen und Materialien sowie bildungsbezogenen Bera-
tungsangeboten im Fachgebiet, wurde die Verstärkung der Maßnahmen im
Antidiskriminierungsbereich im Rahmen des Qualitätspaketes beschlossen.
Zudem wurden die Angebote an den Berliner Schulen ausgeweitet, Unterstüt-
zung und Beratung zu trans*, inter* und nicht-binären Kindern und Jugendli-
chen in Anspruch zu nehmen. Weitere geförderte Projekte tragen dazu bei,
Mobbing und Diskriminierung im Kontext der geschlechtlichen und sexuellen
Vielfalt in Schulen proaktiv entgegenzutreten. Betroffene homo- und trans-
phoben Mobbings in Schulen können sich bei Bedarf in den Schulpsychologi-
schen und Inklusionspädagogischen Beratungs- und Unterstützungszentren
(SIBUZ) beraten und unterstützen lassen. Zum Umgang mit Mobbing und Ho-
mophobie finden Schulen zudem in den Notfallplänen für Berliner Schulen
wichtige Materialien.

9. Welche Kenntnisse hat der Senat über die Entwicklung homo- und transphoben Mobbings
am Arbeitsplatz und welche Schlüsse zieht er jeweils daraus?

Zu 9.:
Hinsichtlich der Entwicklung homo- und transphoben Mobbings im öffentli-
chen Dienst des Landes Berlin liegen dem Senat selbst keine Kenntnisse vor.
Das von der Senatsverwaltung für Justiz, Vielfalt und Antidiskriminierung zu-
wendungsgeförderte Antidiskriminierungs-Projekt „Stand Up“ der Schwulenbe-
ratung gGmbH berät LSBTI Personen auf der Grundlage des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), die wegen der sexuellen Orientierung
oder Geschlechtsidentität Diskriminierung erfahren haben. In den Jahren
2019, 2020 und 2021 wurden insgesamt je 29, 19 sowie 20 Fälle von Diskriminie-
rungen am Arbeitsplatz gegen die sexuelle Orientierung oder Geschlechtsi-
dentität dokumentiert. Davon wurde in insgesamt fünf Fällen die Öffentliche
Verwaltung als Arbeitgeberin genannt (Senatsverwaltung, Hochschule, Kran-
kenhaus sowie Landesbehörde).
Der Senat stellt sich Diskriminierungen am Arbeitsplatz entschieden entgegen.
Bundesweit einzigartig hat das Land Berlin im Jahr 2020 ein Landesantidiskri-
minierungsgesetz (LADG) erlassen. Es schreibt gemäß § 12 Absatz 1 LADG
landesweite Maßnahmen zur Förderung einer Kultur der Wertschätzung von
Vielfalt vor. Das auf dieser Grundlage im Jahr 2020 beschlossene Landespro-
gramm Diversity zielt auf konkrete Maßnahmen insbesondere des Arbeitge-
bers Land Berlin zur Förderung von Diversity ab. Darüber hinaus wurde im Jahr
2021 die Rahmendienstvereinbarung (RDV) zu den Beschwerdestellen nach
§ 3 Absatz 1 S. 1 AGG unterzeichnet. Mit der RDV AGG Beschwerdestellen

8. Welche Kennfnisse hdf der Sendf Über die Enfwicklung homo— und frdnsphoben Mobbings
dn Berliner Schulen und welche Schlüsse ziehf er jeweils ddrdus?

Zu 8.:
Im Mdi 2020 wurde der von der Senofsverwolfung für Bildung, Jugend und
dilie in Auffrdg gegebene Ergebnisberichf zu einer Sfudie im Auffrdg des
Berliner Abgeordnefenhduses vom 16.01.2015 (Drs. 17/1683 und 17/1991) zur
dkfuellen Lebenssifuofion von lesbischen, schwulen, bisexuellen, frdns- und
infergeschlechflichen Jugendlichen in Berlin unfer Berücksichfigung von Mehr-
fdchdiskriminierung veröffenflichf. Die Sfudie zeigf weiferhin erhebliche Hond-
Iungsbeddrfe zum Abbdu von Diskriminierungen von LSBTI Jugendlichen duf.
Neben der Einrichfung einer chsfelle Queere Bildung zur Sicherung der
Quolifdf von Forfbildungen und Ivldferidlien sowie bildungsbezogenen Berd-
fungsdngebofen im chgebief, wurde die Versfdrkung der Ivldßndhmen im
Anfidiskriminierungsbereich im Rohmen des Quolifdfspdkefes beschlossen.
Zudem wurden die Angebofe dn den Berliner Schulen dusgeweifef, Unfersfüf-
zung und Berdfung zu frdns*, infer* und nichf-bindren Kindern und Jugendli-
chen in Anspruch zu nehmen. Weifere geförderfe Projekfe frdgen ddzu bei,
Mobbing und Diskriminierung im Konfexf der geschlechflichen und sexuellen
Vielfdlf in Schulen prookfiv enfgegenzufrefen. Befroffene homo- und frdns—
phoben Ivlobbings in Schulen können sich bei Beddrf in den Schulpsychologi-
schen und Inklusionspdddgogischen Berdfungs- und Unfersfüfzungszenfren
(SIBUZ) berdfen und unfersfüfzen Idssen. Zum Umgdng mif Mobbing und Ho-
mophobie finden Schulen zudem in den Noffdllpldnen für Berliner Schulen
wichfige lvldferidlien.

9. Welche Kennfnisse hdf der Sendf Über die Enfwicklung homo— und frdnsphoben Mobbings
dm Arbeifspldfz und welche Schlüsse ziehf er jeweils ddrdu52

Zu 9.:
Hinsichflich der Enfwicklung homo- und frdnsphoben Ivlobbings im öffenfli-
chen Diensf des Ldndes Berlin liegen dem Sendf selbsf keine Kennfnisse vor.
Dds von der Senofsverwolfung für Jusfiz, Vielfdlf und Anfidiskriminierung zu-
wendungsgeförderfe Anfidiskriminierungs-Projekf „Sfdnd Up“ der Schwulenbe-
rdfung gGmbH berdf LSBTI Personen duf der Grundldge des Allgemeinen
Gleichbehdndlungsgesefzes (AGG), die wegen der sexuellen Orienfierung
oder Geschlechfsidenfifdf Diskriminierung erfdhren hoben. In den tren
2019, 2020 und 2021 wurden insgesdmf je 29, 19 sowie 20 Fdlle von Diskriminie-
rungen dm Arbeifspldfz gegen die sexuelle Orienfierung oder Geschlechfsi-
denfifdf dokumenfierf. don wurde in insgesdmf fünf Föllen die Öffenfliche
VenNdlfung dls Arbeifgeberin gendnnf (Senofsverwolfung, Hochschule, Kron-
kenhdus sowie Ldndesbehörde).
Der Sendf sfellf sich Diskriminierungen dm Arbeifspldfz enfschieden enfgegen.
Bundesweif einzigdrfig hdf dds Ldnd Berlin im tr 2020 ein LdndeSdnfidiskri-
minierungsgesefz (LADG) erldssen. Es schreibf gemöß {3‘ 12 Absdfz 1 LADG
Idndesweife Mdßndhmen zur Förderung einer Kulfur der Werfschdfzung von
Vielfdlf vor. Dds duf dieser Grundldge im tr 2020 beschlossene Ldndespro-
grdmm Diversify zielf duf konkrefe Ivldßndhmen insbesondere des Arbeifge-
bers Ldnd Berlin zur Förderung von Diversify ob. Ddrüber hindus wurde im tr
2021 die Rohmendiensfvereinbdrung (RDV) zu den Beschwerdesfellen noch
ä 3 Absdfz 1 S. 1 AGG unferzeichnef. Ivlif der RDV AGG Beschwerdesfellen
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gibt es nun klare und verbindliche Regeln im Land Berlin, nach welchen sich
Betroffene von Diskriminierungen insbesondere auch aufgrund der sexuellen
Orientierung oder Geschlechtsidentität an eine Ansprechperson in der jewei-
ligen Dienststelle wenden können. Die Wertschätzung von Vielfalt und das Ziel
eines diskriminierungsfreien Umfeldes am Arbeitsplatz bilden auch in dieser
Legislatur gemäß den Richtlinien der Regierungspolitik einen Schwerpunkt des
Senats.

Berlin, den 31. Januar 2022

In Vertretung

Torsten Akmann
Senatsverwaltung für Inneres, Digitalisierung und Sport

gibf es nun klore und verbindliche Regeln im Ldnd Berlin, noch welchen sich
Befroffene von Diskriminierungen insbesondere ouch dufgrund der sexuellen
Orienfierung oder Geschlechfsidenfifdf on eine Ansprechperson in derjewei-
Iigen Diensfsfelle wenden können. Die Werfschöfzung von Vielfolf und dos Ziel
eines diskriminierungsfreien Umfeldes dm Arbeifsplofz bilden ClUCh in dieser
Legisldfur gemdß den Richflinien der Regierungspolifik einen Schwerpunkf des
Senofs.

Berlin, den 31. Jonuor 2022

In Verfrefung

Torsfen Akmonn
Senofsverwolfung für Inneres, Digifolisierung und Sporf
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Anlage 1 zur Sc’hrifllichen Anfrage Nr. 19/10669 über Homophobie in Berlin -— sicher in
' Vieltolt leben?

Falldufkomrnen in den Unterthemen „sexuelle Orientierung“ und/“oder.
„Geschlecht/seXuelle Identität“ für die Jahre 2020 Und 2021inklusive der
Aufklärungsquote

2020 2021
ges. gel. Ao ‘ges. gekl. AQ

Beleidigung / 'Lible Nochrede/ „ - ' ' - '
Verleumdung ’ ' . 12 . 8 66,7% . 29 '21 72,4% -

Körperverletzung ' 4 4 ‚100,0% 9 2 22,2%
'Nochstellung g 1" _ 1 100,0% - 0 0 „-/-
Nötigung / Bedrohung . ‘ 0 0 - / - - 1 0 0,0%

' Sachbeschädigung ' - 2 0 0,0% - 5 "2. 40,0%
Volksverhetzung 1 ,0 0,0% “1 0 . 0,0%
Widers‘tandsdelikte 1' . 1 100,0% _ 0. 0' -/-

' Chorlottenburg-Wilrnersdort 21 ‘14 66,7% 45 25 55,6%
Beleidigung / üble Nochrede/ ‘ . _ _ l
Verleumdung ' 34' 15 44,1% 38 20 52,6%
"Hausfriedensbruch 0 ' ‚0 '-/- 1 1 100,0%
Körperverletzung 22 11 50,0% 34 15 44,1% -
chstellung _ 0 0 . -./- 2 _ 2-100,0%
Nötigung / Bedrohung 10 l '5 50,0% _ 7 ‘3 42,9%
Propogondodelikte' _1 1 100,0% 0 0 -/ -
Ruub . _ 0 0 -/-— 1 0 0,0%
Sachbeschädigung „ 4 1 25,0% 5 . 0 0,0%
Volksverhetzung 6 2 33,3% 2 0

. FrledrlchshornKreuzbrg 77 _‚ _ 35 45,5% 41
Beleidigung / üble Nochrede/ - _

' -Verleumdung - ' 9 5 55,6% 16 ‘ 8 ' 50,0%

Körperverletzung 4 4 100,0% ' .1 '- 0 0,0%
Nötigung / Bedrohung . . 0 .0 -/-- 2 0 0,0%
Sachbeschädigung 0 0 . - / -— 10 1 10,0%

r Sexualstrottoten, 2 0 ' 0,0% 0' 0 -'/ -
Verletzung persönlichen Lebens- / — . ‘ ‚
Geheimbereichs _ l l - 0- 0 -' / -

. Volksverhetzung - _„ ' 1 100,0% . I

‘ Vielfalt leben?

F'allaufkommen‘in den Unterthemen „sexuelleOrientierung“ und/oder
„Geschlecht/seytuell-e ldenti‘töt“ für-die Jahre 2020 und 2021. inklusive der
Aufklärungsquote

Beleldlgung / üble Nochrede / .
Verleumdung 12.

_gekl.
2020

" Ä A10 ge--s.-.
2021
gekl.

66,7% _ "21
Körperverletzung i--100‚0%—
Nachstellung 100,0%
Nötigung / Bedrohung ‘ -_/-

' Sachbeschädigung 0,0%.
Volksverhetzung 0,0%
“Widerstandsdelikte 1
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0
0
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' :._e—5i'-.herlottenburg-emersrf ___. H
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17% c1
o

o
m

o
o

m.

Beleidigung / üble Nachrede/
'20Verleumdung 34 . 15 44,1% 38 -.52,6%

'HoustriedenseCh .0 ‚0 - / - 1 1 100,0%.
Körperverletzung 22 11 50,0% 3.4 15 44,1%
Nachstellung ._/- - 100,0%
Nötigung / Bedrohung 50,0% 42,9%-
Propogondodelikte ' 100,0% "/5.

iRoub. -/- 0,0%
Sachbeschädigung ' 25 0%
Volksverhetzung “0

0
6
3

0
.c

o
m

iox
es.

o
1-:-

ii Beleldlgung / uble Nachrede/
Verleumdung -
Körperverletzung
Nötigung / Bedrohung
Sachbeschädigung

r _ Sexuelstrcrftdten 1. .0
0
0

e
o1

0
1

4
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.0
0

0

Geheimbereichs
Verletzung persönlichen Lebens-f ‚1 .
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. Volksverhetzung - .
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_
..
|

PJT
IJL

„-1
1 .a.



../-

*2020 .- 2021
- ges. gekl. - A0“ ges. gekl. 'AQ

Beleidigung / üble Nachrede/ _ l I . l
Verleumdung .' " 7 7 100,0% - 8 4 50,0%
Diebstahl / Unterschlagung 0 0 - / - .1 |1 100,0%
Körperverletzung ' 3 3 100,0% 5 . 0 l' 0,0%
Nötigung / Bedrohung 0 0 - / - I 1 0 . 0,0%
Propagandadelikte 0 0 -/- 2 _ 0 0,0%
Sachbeschädigung 0 0 - / - 3 0 0,0%

. Volksverhetzung _ 2 2 100,0%. 1 . 1 100,0% -
. Marzah’nrHellersdarf .. 12 .. .‘ 12 100,0% 21 6 286/

Beleidigung / üble Nachrede/ . _ '
Verleumdung 40 12 30,0% '57 15 26,3%
‚Diebstahl/ Unterschlagung 3 0 0,0% ,0 0 . 6 --/ - 2
Körperverletzung "'14 6 42,9% 27 _ 13 48,1%
Nachstellung ' 2 1 50,0% 0 O
Nötigung/ Bedrohung 8 .1 12,5% 8 2 25,0%
Propagandadelikte 1 0 0,0% 1 ' o 0,0%
Sachbeschädigung 4 0' 0,0% 8 0 0,0%
Sexualstrattaten 1 0 0,0% 0 -‚ 0 -/ - -
Volksverhetzung 12 7 58,3% 10 1 10,0%"
Widerstandsdelikte 0 0 -/ - 1 1 100,0%
Mitte _ _ - -- ‚s5 27 31,8% 112 .32 28,6%
Beleidigung / üble Nachrede/ -. I l - ' .-
Verleumdung , 21 9 42,9% 24 13 54,2%
Diebstahl/ Unterschlagung 1 0 0,0% ’. 1 _ 1 100,0%
Hausfriedensech ' 0 0 - / - 1 0 0,0%
Körperverletzung 20 4 20,0% ' 5 _ 1 20,0%
Landtriedensbruch O 0 . -'/ - . 1 1 100,0% _
Nötigung/Bedrohung ‘ 3’ 0 '- 0,0% . 3 1 33,3%
Propagandadelikte 1 0 0,0% 1 0 ' 0,0%
Sachbeschädigung ' 6 ' 0 ‘ 0,0% _3 0 0,0%
sexuolotrottoten 0 _ - „ 0 - / - 1 0 0,0%
Volksverhetzung _ 1- 1 100,0% ' 2. 1 50,0%

Beleidigung / üble Nachrede/ - , _
Verleumdung 8 3 37,5% 12 6 50,0%
Diebstahl / Unterschlagung 0 -0 - / - 1 „0 0,0%
Körperverletzung 10 5 50,0% ' 3 1 33,3%
Nötigung l/ Bedrohung 0 0 - / - '4 3 75,0%
Raub 0 -0 - / -‚ 4 2 50,0%

21020 ' 2021
' - -.ges. I gekl. A0? iges, gekl. AG.

Beleidigung -/ üble Nachredxer/ - l ‚l
Verleumdung .' 7 g 7 100,0%‚- 8-1 14 50,0%
Diebstahl/Unterschlugung 0 0 -/- .1 1 100,0%
Körperverletzung 3- 3 100,0%- 5 0 N" 0,0%
Nöiigung/Bedrohung 0 0 -/'- '1 0 . 0,0%
Propogondadelikie 0 __ 0 -/ - 2 _ 0 0,0%
Sachbeschädigung 0 0 - / - .3 0 i 0,0%
Volksverheizung 2 2 100,0% -_ 1 1 100,0A ‘

.nurzcrhn Hellersdorf 12 12 1,0„ '_ _ 1 " 6 . :
Beleidigung / üble Nach-rede/
Verleumdung 40 12 30,0% 57 15 26,3%-
Diebstuhl/ Unterschlagung 3 0 ' 0,0% _0 0 ' - ../ --
Körperverleizung 114 6 . 42,9% L27 13. 48,1%-
Nachsiellung 2 1 50,0% 0 _ 0 - / '-
Nötrgung / Bedrohung - 1 12,5% 2- _ 25,0%
Propagondddelikie 1 0 0,0% 1 I 0 0,0%
Sachbeschädigung zr _ 0- 0,0% 8 0 ' 0,0%!
Sexualsirafldien 1 ‚ 0 ' 0 .. -‚ 0 - ./ -
Volksverhetzung 12 7 ' 10 I 1 10,0%.
Widerstandsdeli'kie 0 0 1 1 100,0/6

Beleldlgung / üble Nclchrede/ „ I ‚
Verleumdung , 21 .9- 42,9% 24 13 54,2%-
Diebsidhl / Unterschlagung 1 0. 0,0% _ 1 - 1 100,0%
Hausfriedensbruch 0 0- -./ - _ 1 0 0,0%
K-örperverleizung' 20 4 20,0% 5 _ 1 20,0%
Landfrieden-sbruch 0 i 0 . -’ / '- - 1 1 100,0%
Nöiigung 7 Bedrchun-g‘ ' 3' 0 ' 0,0%; ‘ 3 1 33,3%

' Propogandadelikte 1 0 0,0%- 1 _ 0 0,0%
Sachbeschädigung 6- .0 ' 0,0% 3 0 0,0%

I Sexualsirof’rqien 0 _ . 0 - /'- 1 _ 0 0,0%-
Volksverhetzung _ 1 ' 1 100,0% „ 2 - 1 50,0%.

eukolln \ f 53 — „ - _ 52 __ . 1% fit

Beleidigung / üble Nachrede/ , _
Verleumdung “8 _ 3' 37,5% 12 6 50,0%
Diebstahl / Unterschlagung 0 .0 -— / — 1 0 0,0%.
Körperlrerleizung 10 .5 50,0% I ' 3 1 33,3%:

Nötigung / Bedrohung O .0 - /"- 4 ' 3 _I 75,0%
Raub 0 0 - / _ 47 2 50,0%. „



Volksverhetzung

2020 ' 2021
. _ .ges. gekl. , A0 tges; ' gekl. AQ‘ 9'

Sachbeschädigung ' 2 0 . 0,0% 0 0 - / -'
' Sexualstraftaten 0 0 _ -/ - 2 0 0,0%.

Verunglimptung v. Verfassungsorganen 1 „ 1 100,0% . 0 0 -'/ -. .
Pankow ’ 21 9 42,9% l 12 46,2% ‘
Beleidigung / üble Nachrede/ l .. - ‚ ’-

Verleumdung 4 3 75,0%. . 4 2 50,0%
Körperverletzung 4 3 75,0% ' 2 2 100,0% _
Nachstellung 0 [0 ._ -/- 1 . 1 100,0% .

Nötigung / Bedrohung 3 3 100,0% 3 1 33,3% '
Sachbeschädigung 2 0 0,0% . 0 _ 0 - / -

i Volksverhetzung ‘ 1 1 100,0% 1 1 100,0%
' “Reinickendorf .. " 14 10 I 71,4% 11.15 ' 7 63,%
l Beleidigung / üble Nachrede/ - ' _. ‘ I i

Verleumdung . ' 15 . 6 40,0% Ü 6' 4 66,7%
Körperverletzung ‘ o 5 83,3% ‚ 3 0 0,0%
öffentliche Aufforderung zu Straftaten 2 0 1 0,0% I 7 0 0 '- / -
Propagandadelikte 1 ' 1 100,0% 1 0 ' 0,0%
Sachbeschädigung 0 ‘. 0 -/ ‘- 1 ' 1 100,0%
SeXualstraftaten _ .1 1 „100,0% 0 ' _0 7 -/ -
Volksverhetzung 3 - 0 0,0%- _ '1 1 100,0%
Spandau . 2813 46,4% 12 6 50,0%. I
Beleidigung / üble Nachrede/ _ l I ' - ' “I _

"Verleumdung '7 ‘ 2 28,6% .5 ' 1 20,0% .'
Körperverletzung ' "2 1 50,0% 3 1 33,3%

- Nötigung / Bedrohung ' 0 0 - / - 1 1 1 100,0%
Propagandadelikte 0 0 . - / - 1 _ 0 _A 0,0%.
Volksverhetzung _ 2 - . 2 100,0% 1 0 0,0%
Steglitz--Zehlendorf _ _ . 11 - 5 45,5% 11 — - 3 27,3%

' Beleidigung/üble Nachrede/ . " '. - l ' .
Verleumdung 38 19 50,0% I 50 12 24,0%
Diebstahl/Unterschlagung 0 _ . 0 -/- 2 0 _ 0,0% '
Körperverletzung 12 . 8 66,7% '15 f 9' 60,0%
Nötigung / Bedrohung 2 1 50,0% 5 _ - 0 - 0,0%
öffentliche Aufforderung zu Straftaten 0 0 - / - 1' 1 100,0%
Propagandadelikte 2 1 50,0% 0 0 h - / -
Sachbeschädigung 2 0 - 0,0% „4 2- 50,0% -
Störung d. öffentlichen Friedens ’ 0 0 — / - 2 — 1 50,0% l
Verunglimpfung v. Verfass'ungsorganen' _1 - 0 ' 0,0% 0 ‚ _ .0 — / -.

' 13 . 3 23,1%, 9 ' 0 . 0,0%

2020
_ gekl. . A0 ges... l

"2021
gekl.

_-.Sachbeschlä'digung . 0,0%
' "Sexualstraftaten C) __„_
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Beleidigung / üble Nachrede/
Verleumdung 75,0% _. 50,0%
Körperverletzung 75,0% 100,0%
Nachstellun‘g -1]... 100,0%.

Nötigung / Bedrohung 100,0% 33,3%
.. Sachbeschädigung 0,0% -f-

' Volksverhetzung
11:15.?s
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Beleidigung /‚ üble Nachrede /
Verleumdung ’15 40,0%.
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66,7%
Körperverletzung 83,3%. 0,0%
öffentliche Aufforderung zu Straftaten 0,0% . Q

D
-P

‘

_/.-._

Propagandadelikte 100,0%? 0,0%
Sachbeschädigung -_/‘. 100,0%-
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' 5, %

Beleidigung / üble Nachrede/
Verleumdung 28,6% 20,0%-
Körperverletzung 50,0%. 333/ ‘
Nötigung / Bedrohung ' ._/_ 100,0%
Propagandadelikte /-
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Verleumdung 38 1 m 50,0% |_
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i Körperverletzung 1.2- . 66,7% 60,0%-
Nötigung / Bedrohung 50:0% 0,0%?
öffentliche Aufforderu n'g._ zu Straftaten -/.. 100,0%"
‚Propagandadelikte 50,0% -_/_'

Sachbeschädigung 0,0% 50,0%
Störung d. öffentlichen Friedens ' /- 50,0% '
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2020

Quelle: KPMD—PMIK, Stand: 24. Januar 2022

Erläuterungen:
I 'ges.

gekl.
A0 Aufklärungsquoie Im jeweiligen Bezirk bzw. Berlin

Gesamiaufkdmmen Im jeweiligen Bezirk bzw. Berlin '
Anzahl der geklörien Fülle Im jeweiligen Bezirk bzw. Berlin I _

1..* .2021'
. - ges. „gekl. A0 ges. gekl. AG

Tempelhof Schoneberg _ _ 7 32 -‘ 25 2,4%
" Beleidigung / üble Nachrede/ _I . . _ .

. Verleumdung 13 1. 8 61,5% 12 6 50,0%
Erpressung I 0 ' 0 -/- 1 0 ' 0,0% -
Körperverle’rzung 4 I .2 50,0% 10 2 20,0%

Nötigung /Bedr0hungn ._ 0 ' 0 -/- ‚ ' 2 1 50,0%
. Propagandadelikie 1 _ 0 0,0% 3 3 100,0%-

Sachbeschädigung 0 _ 0 -'/.— „1 - 0 ' 0,0%
Volksverheizung _ 2 1 50,0% 4' 4 100,0%
Trep’row- Köpenick . I ‘ 20 ‘ 11 ' 55,0% 33 '16 48,5%
Beleidigung / ‚üble NachredeI/ _ I .

1' Verleumdung 208 _- 97 ' 46,6% 261 . 112 42,9%
Diebstahl/ Unterschlagung -' 4 0 0,0% 5 2 40,0%
Erpressung ' 0 0 . - / - 1 . 0‘ 0,0%
Hausfriedensbruch I ' 0 .‘ 0 -. / - 2 1 50,0%

Körperverle’rzung « "105 55i 52,4% I 117-_ - 46 39,3%
. Landfriedensbruch I. 0 0 -/ -' 1 1 100,0%

Nachsiellung 1 3 2 66,7% 3 3 100,0%
Nö’rigung / Bedrohung 26 10 38,5% 37 12 32,4%
öffentliche AuffOrderung zu Sirafiaien . 2 ' '0 0,0% „1 1 100,0%
Propagandadelikie . _7 3 42,9% 9 I 3 33,3%
Raub ' 0 0 -./‚— 5 2 40,0%
Sdchbeschödigung 22 .- 1 4,5% 40 6 15,0% '.
Sexualsirafiaie'n 4 .1 25,0% .3 .0 ' 0,0%

. Siörung d. öffenilichen Friedens 0 .0 I -'-_/ -' 2 1 50,0% ‘
VerleiZung persönlichen LebenIs- /
Geheimbereichs 0 0 -I / .I- 2 .- 0 0,0%
Verunglimpfung v. Verfassungsorganen 2 1 50,0% 0 0 - / - I
Volksverheizung _ 44_ 20 45,5% “g 35 11 31,4%

Widersiandsdelikie 1I 1 100,0% 1 1 100,0%

Quelle: KPMD-PMK, Sfond: 24. Januar 2022

Erlauferungen .
ges. Gesgmfoufkommen Im jeweiligen Bezirk bzw Berlin
gekl,
AO Aufklarungsquofe Im jeweiligen Bezirk bjzw Berlin

Anzahl der geklörfen Fölle'Im jeweiligen Bezirk b2w. Ierlin ’ .

2020 ‘--' .2021
.955. .gekl. A0 ges. gekl. AG

LTemPelhef ehöneber. T i i. 32 i ° i U I I 5 ‚
‘ ' Beleidigung / üble Nachrede/ I . _

- Verleumdung '13 I. 8 61,5% 12 6 50,0%
Erpressung . 0 _ ' 0 .- / -1 1 0 . 0,0% __

Körperverlefzungi 4 ' 2 50,0% 10 2- 20,0%"
Nötigung / Bedrohung -'- 0 ' O _ - / - _ 2? 1 50,0%
Propogandodelikfe 1 1 0 0,0% 3* 3 100,0%.
Sachbeschädigung 0 0 _ - 75- 1 ' O I 0,0%
Volksverhefzung _ 2 _ ' 1 50,0% 4 4 100 0%
iTrepfow Kopenlck _ _ __ - 2 ‘ 11 . 55,0% 3 16 . .5“ "f

Beleidigung / ‚üble chrede / " +
' Verleumdung .208 - 97 ' 46,6% 261 ' 112 _ 42,9%

Diebstahl / Unterschlagung 4 0 0,0% 5 2} 40,0%
Erpressung ' 0 i 0 . - / - 1 .07 0,0%
Hausfriedensbruch I " 0 _‘ 0 -_/ -' 2 1 50,0%
Körperverlefzung . ' 105 551 52,4% . 117 46 39,3%
Landfriedensbruch l 0 0 -/ -‘ 1 1 100,0%
Nachsfellung ‘ 3 2 66,7% 3 3 100,0%
Nöfigung / Bedrohung _ 26 10 38,5% '37 12 32,4%
öffentliche Aufforderung zu Sf'rdffgfen . 2 l '0 0,0% 1 1 100,0%
PrOpagandadelikfe . _7 '3 42,9% 9- i 3 33,3%

*Raub ' 0 0 - /‚-' 5 2 40,0%.
Sdchbeschödigung 22 1 4,5% 40 6 15,0% '
Sexuclsfraffa’ren 4 .1- 25,0% 3 .0 i 0,0%
Störung d. öffenfl-ichen Friedens 0 ' 7 -' 2 1 50,0% .
'Verle’rZung persönlichen Lebens—g] i I
Geheimberei'chs 10 0 4 / Ü- 2 _ O 0,0%
Verunglimpfung v. Verfassungsorganen "2: 1 50,0% 0 0 - _/ - i
Volksverheizung _ 44 20 45,5% 35 11 31,4%
Widersfandsdelikfe 1' 1 100,0% 1 1 100,0%



Bei der nachstehenden Tabelle ist zu beachten, dass die Zählung der bekannt gewordenen

. _ Tatverdächtigen fallbezogen erfolgt. Wurde ein Täter im angefragten Zeitraum zu
mehreren Fällen bekannt, wird er mehrfach gezählt.

Anzahl der bekannt gewordenen Tatverdächtigen in den Unterthemen „sexuelle _
orientierung“ und/oder „Ges‘chlecht/sexuelle Identität“ für die Jahre 2020 und 2021

: ? l nur 2 -

Erläuterungen:
m Anzahl der männlichen Tatverdächtigen im jew

Ouellef KPMKD—PM, Stand: 24.nuar 2022

2020 2021
_ 'm_ w ges. m w ges.

I Charlottenburg-Wilmersdorf 10; _4 14 25. - 3 - 28'
Friedrichshain-Kreuzberg 32 4 36 'I '43 9 52
Lichtenberg 14 ‘1 15 10 1 l 11 _

' Marzahn-Hellersdorf 10 3_ 13 5 1 ' 6.
Pfifle . ' 43 0 ' 43' 32 4 36'
Neukölln 12 5 17 15 5 2o
Pankow 1'2 _o 12 13 1 14
Reinickendorf . _ 7 3 10 8 f 4 12
Spandau 12 1' 13 3 5 ‘ _ 8
Steg-litz-Zehlendorf 5 4 ' 9 ' 3 1 4
Tempelhof—SChöneberg 24 ‘ 1o . 34 24 _ 1 25
Treptow—Köpenick 10 3 13 _ 13 5 18

_ eiligen Bezirk bzw. Berlin
. w ' Anzahl der weiblichen Tatverdächtigen im jeweiligen BeZirk'bzw. Berlin -

ges. Anzahl aller Tatverdächtigen im jeweiligen Bezirk bzw. Berlin

.IB-ei der nachstehenden T6-belle ist zu -be6.cht:e_ni‚._des-sxdi'e Zählung det’ bekannt gewordenen
. Tatverdächtigen f6llb'ezogen erfolgt. Wurde ein. Täter Äim --6ng:etr6gten’ Zeitraum- zu

mehre-ren- Fällen bekannt... wird; er mehrfach gezählt.

Anzühl der bekannt gewordenen" Tatverdächtigen in dein" Untertheme-n „sexuelle

“O-i'ie'nfierung“ und/Oder „Geschlecht/36melle. Identität“ für die. Jahre. 202.0 und‘2021

2020 ’ - 2021
m _ w ges. m w . _‚ges.

' Charlottenburg-Wilmersdort 10» 14 2.-5. ' 28
FriedrichsholmKreuzberg ' 32 3:6 ' 43 .52-
Lichtenberg '_ 14 1-5 1o .11, .
Mmzahn-Hellersdorf .10 13 5 ' 6
Mitte . 43 ' 431 32: 3.6"
Neukölln ' ' . . 12 17 15 .20
P6'nkow ' 172 12- 13. 14'
Reinickendor’t ' .7 10 8] 12
Spandau ' 12 13 3
Steglitz-Zehlendort - 5 ‘ 9 ' 3
Temp-elhot—SChöneberg 24 '. 10 34 24
Treptow-Köpenick 10 3 1-3 _ 13
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Quelle D-PMK, Stand: 24.36U6r 2022 t

Erläuterungen: . _
m Anzahl der männlichen T'6tverd'öchfi'gen im jeweiligen Bezirk- bzw. Berlin

I . w Anzahl der weiblichen Tatverdächtigen imjew-eil'igenBezirk'bzw. Berlin
ges... Anzahl aller Tdtve-rdöchtigen im jeweiligen Bezirk bzw. Berlin



Anlage 2 zur Schrifflichen Anfrage Nr. 19/10669 über Hamaphabie In Berlin - sicher In
Vielfalf leben? .

Konfrolllisfen über Verfahren;F in denen eine der 'übermiffelfen“polizeilichen’
Vargangsnummern (POLIKS_Nr.) als Einleifakfenzeichen im Verfahren vorkommf.

T_a___belle 1 .
' - Anzahl Js- und UJs--Verfahrenseingönge der SfA nach Sysfemeingangsjahr des I

Verfahrens. .

"InfiäOäofiflf „ 14%„ _ F128.

2021 181 238
Summe _ . 326 366

T—'_abelle 2
Anzahl höchsfwerfiger Erledigungsarfen in Js-Verfahren der SfA nach Sysfemeingangsjahr
des Verfahrens. '

Abgabe innerhalb derselben SIA In anderes Dez 25 ' 6'
Abgabe an andere SIA _ ' 1 8
Anklage Jugendrichfer ' ‘ - - 3 ' 7
Anklage- Jugendschöffengerichf 1 ' .0
Anklage— SIrafrichfer ' 10 10

_ Anfrag- Vereinfachfes Jugendverfahren (ä 76 4 4
JGG) .
Anfrag auf Sicheru'ngsverfahreh' _ ' 1 -' l 0 .
Endgültige Einstellung - g 45 IIJGG ' _ 1. ' 1
Einsf. - ä 153 I SIPO „ ' '0 1
Einsf. - 5 170 II SIPO . -_ ' 23 ' - 29
Einsf. - ä 170 II SIPO Privafklage - . “ 2 ’ 6

' - Einsf. - g 170 II srpo Verfahrenshindernis ‚- . 24 25
Einsf. - ä 20 SIGB - 2 1
Einsf. - 545 IJGG, g 153 SIPO ; " . ' _ - o ' 2
endgülfige Einsf. -' ä 154 SfPO ' ' ' ' . 1 1
Sfrafbefehl mif Freiheitssfrafe auf Bewährung .3 0
Slrafbefe'hl ohne Freiheitsstrafe . ' '16 ‚ 34
Tod ‘ _ . ' - ' 2 . 1

Anlage" 2 zur Schnffhchen Anfraae Nr. 19/10669 uber Homebhoble in Berlin-— Sicher In
Vielfalf leben? -

"Kannalllisfenj über" V2"fahre-n, In denen“ eine der: übermiffelfen iP0lfzeili-Chfef‘n '

VOTgahg-snummern (.POLIKSNr.) als EinIEii'fakfen.ze-i-Chen im Verfahren vorkommt

i_T_fa-_.__.__belle 1
Anzahl Js- und UJs’--—Verfahrenseingange der SfA nach Systemeingangsjahr des
Verfahrens

”*“äöäblnuu f ‚3'31145_"' .123”
2021 _ 181 238

“Summe . . 326 366

Tabelle 2
Anzahl hochsfwerhger Erledigungsan‘en In Js-Verfahren der SfA nach Sysfemelngangqahr‘
des Verfahrens.

Abgabe innerhalb derselben SfA in anderes Dez. 25 - 6'
_ Abgabe an andere SfA ' 1
Anklage -- Jugendrichfer ' ' f 3' 7
Anklage - Jugendschöffengerichf 1 " "O I
Anklage Sfrafrichfer ' 1'0- 1 .

_ Anfrag- vereinfachtes Jugendverfahren (ä 76 4 4 I
JGG) _ '

Anfrag auf Sicheru'ngsverfahreh' _ ' 1. 4 ' Ü .
Endgültige Einstellung - *5- 45 II-JGG ' -- 1. ' 1
Einsf. — 5153 I SfPO l 0: 1 _
Einst. — 5170 II SIPO _ ' 23 ' 2-9
Einsf. - g 170 II SIPO PrivaIkIa-ge - . ' 2- - 6
E’Insf. - 5 170 II SIPO Verfahrenshinde‘r‘nii-Is : 24 2-5 _

Einsf. — ä 20 SfGB - 2 1
E'insf. - 5 45 I JGG, ä 153 SfP’O - 0 2
endgülfigeEin-sf. - 5 154 SIPO ' - - ' ' 1 ' i1"
Sf'rafbefehl mif Freiheitssfrafe auf Bewährung 3
Sf-rafbefe‘hlohne Freiheifssfrafe . ' . 1.16 i 34
Tod I _ ' - ' 2 .. "l



Vorläufige Einsfellung - ä 154 f'SfPO 1 . 4
Vorläufige Einsfellung -_ ä 154 I SIPO 1 _ ‘3
Verbindung mif anderer Sache 21 12 I
Summe 145 181

Tabelle 3

Anzahl höchsfwerfiger Erledigungsarfen'In UJs-Verfahren der SfA naCh
Sysfemeingangsjahr des Verfahrens.

offen ' 0 _
Abgabe an andere Behörde 0 ' 1

' Abgabe innerhalb der SIA 1 1
Einsfellung 101 r 198
verbunden _ ‘ 12 10

' Übergang in einJS-Verfahren 14 15
Sumrne 128 238

T0_ITJe_LLI9_4.

Anzahl der bisher eingefragenen gerichflichen Enfscheidungen zu den _Beschuldigfen aus ' .
den Js-Verfahren der SIA nach Sysfemeingangsjahr des Verfahrens.

- ' f r! Elf—“l'i- V .i -'I‘ -. II I'd. ..|r-.. "4': I: - -'.:‚'-_-.-'.".I 1° -7‘-- Man... .
._ ‚Jg? .141" 1.5 V: 5-Cl- '_' . _ ‚_ .

o
o

I-=
o

o.
I-=

m
o;Ablehnung- Eröffnung der Hauptverhandlung 1

Einsf. ä 153 II SfPO; ohne Auslagenersfaffung 0.
- Einsf. ä 153a II Nr. 2 SIPO (Geldbefrag) 0

Einsf. 5 47 JGG (erzieherische Maßnahme n. 5 45 II 4
JGG)
Einsf. ä 47 JGG (Maßnahme. n. ä 45 III JGG) . 4
Erziehungsmaßregel (ä 9 JGG) .0

I Freiheifssfrafe mif'Bewöhrung "2
Freispruch .4
Geldsfrafe 15 20
Verbindung mif anderer Sache - Amf‘sgerichf 0' . 3
Verwarnung Ohne Auflage, ä 13 Il 1 JGG 0 1 .
Summe s 30 28

Vorläufige Einstellung — 15 154 f SI‘P.
'VOrlöufige Einstellung 55 1-54 l SIPO 1 73'?
Verbindung mif anderer Sache 21 12 '
Summe- 7145 181

Tabelle 3

"Anzahl hochsfwerhger Erledrgungsarfen In UJe—Verfahren "der SIA nach
Sysfememgangslahr des Verfahrens.

offen '
Abgabe cm andere Behörde
Abgabe innerhalb der SIA
EinsIellu
verbunden

in ’ Je—Verfdhren
Summe

l Tabelle 4

Anzahl der bisher eingefragenen ger'ichil'i-chen EinIs—cheidungen zu den BeschuldigI-en aus.
den Js-Verfahren der SIA nach Sysfern-eingangsjahr des Verfahrens.

. ‚ „u. - -. “1'199 .* ‚.
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- ;‘-' i] --'.l'u .M- l 1 7’ " J ' ‚"I_'J_' Y‘äTF-r' ’ ‘ ' ggf-2::
_'._. 4"".

Ablehnung Eroffnung der Haupfverhandlung

o
a
u
s

o:
er»

0

Eins..f 5 153 II SIPO; ohne Auslagenersfaffung 0.
- EinsI. 5 153a II Nr. 2 SIPO (Geldbefrag) 10 .

Ein'sI. 5 47 JGG (erzieherische Maßnahme. n. 5 45 II 4
JGG) ' _
EinsI. 5 47 JGG (Maßnahme. n. 5 45 III JGG) 4
Erziehungsmaßr-egel (5 9 JGG) 0

l Freiheifssfrafe miI'Bewöhrung 2
Freispruch .4
Geldsfrafe 15 20 '
Verbindung mif anderer Sache- AmtsgerIChI 0'" 3
Verwarnung Ohne Auflage, 5 13 II 1 JGG f0 1' -
---Summe s 30 28


